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Fremdgeschäftsführer einer GmbH
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Leitsätze Ein Fremdgeschäftsführer einer GmbH,
der aufgrund einer außerhalb des
Gesellschaftsrechts abgeschlossenen
notariell beurkundeten
Treuhandvereinbarung Treugeber
sämtlicher Gesellschaftsanteile ist und
über eine unwiderrufliche
Stimmrechtsvollmacht verfügt, hat nicht
die eine abhängige Beschäftigung
ausschließende Rechtsmacht, ihm nicht
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2. Instanz

Aktenzeichen L 1 KR 396/15
Datum 08.03.2018

3. Instanz

Datum 10.12.2019

Die Revision des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Landessozialgerichts Berlin-
Brandenburg vom 8. MÃ¤rz 2018 wird zurÃ¼ckgewiesen. Auf die Revision der
Beklagten wird das Urteil des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 8.
MÃ¤rz 2018 abgeÃ¤ndert, das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 24. August 2015
auch im Ã�brigen aufgehoben und die Klage insgesamt abgewiesen.
AuÃ�ergerichtliche Kosten sind in allen RechtszÃ¼gen nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

1

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob der KlÃ¤ger in seiner TÃ¤tigkeit als
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der zu 4. beigeladenen GmbH aufgrund BeschÃ¤ftigung der
Versicherungspflicht in allen Zweigen der Sozialversicherung unterlag.

2

Der KlÃ¤ger ist von den BeschrÃ¤nkungen des Â§ 181 BGB befreiter
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der zu 4. beigeladenen GmbH. Seine Ehefrau ist deren alleinige
Gesellschafterin. Am 28.4.2011 schlossen der KlÃ¤ger und die Beigeladene zu 4.
einen "Arbeitsvertrag fÃ¼r gewerbliche Arbeitnehmer", wonach er ab 1.5.2011 als
"GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer (weisungsunabhÃ¤ngig)" zu einem monatlichen Bruttolohn von
2500 Euro bei wÃ¶chentlich 40 Stunden eingestellt werde. Der auÃ�erdem am
1.10.2012 zustande gekommene "GmbH-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrervertrag" sieht vor, dass
er den Arbeitsvertrag vom 28.4.2011 von Anfang an ersetze und die GmbH den
KlÃ¤ger in der freien Gestaltung seiner GeschÃ¤ftsfÃ¼hrertÃ¤tigkeit nicht
einschrÃ¤nke und keine dem entgegenstehenden BeschlÃ¼sse fasse. DarÃ¼ber
hinaus sind ua ein bezahlter Jahresurlaub von 30 Werktagen sowie die
Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall fÃ¼r die Dauer von sechs Monaten geregelt.
Auf den Antrag des KlÃ¤gers, seinen sozialversicherungsrechtlichen Status zu
klÃ¤ren, stellte die Beklagte fest, dass er seine TÃ¤tigkeit als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer ab
1.5.2011 im Rahmen eines abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses ausÃ¼be
und Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken- (GKV), Renten- (GRV) und
sozialen Pflegeversicherung (sPV) sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung
bestehe (Bescheid vom 20.2.2012, Widerspruchsbescheid vom 7.12.2012).
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Im sozialgerichtlichen Verfahren hat der KlÃ¤ger einen notariellen Vertrag vom
20.5.2005 nebst Klarstellung vom 29.7.2005 vorgelegt. Danach hÃ¤lt die (spÃ¤tere)
Ehefrau des KlÃ¤gers als TreuhÃ¤nderin ihren GeschÃ¤ftsanteil an der F GmbH
kÃ¼nftig treuhÃ¤nderisch fÃ¼r den KlÃ¤ger als Treugeber. Dieser Treuhandvertrag
habe auch fÃ¼r die Beigeladene zu 4. als Nachfolge-GmbH gegolten. Das SG Berlin
hat den angefochtenen Bescheid aufgehoben und festgestellt, dass der KlÃ¤ger in
seiner TÃ¤tigkeit fÃ¼r die Beigeladene zu 4. nicht der Versicherungspflicht in der
GKV, GRV, sPV sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung unterliege (Urteil vom
24.8.2015).

4

Im Berufungsverfahren hat der KlÃ¤ger einen notariell beurkundeten
Treuhandvertrag vom 11.9.2017 vorgelegt, wonach die Alleingesellschafterin der
Beigeladenen zu 4. ihren Gesellschaftsanteil treuhÃ¤nderisch ausschlieÃ�lich fÃ¼r
den KlÃ¤ger hÃ¤lt. Die TreuhÃ¤nderin hat sich verpflichtet, das Stimmrecht
entsprechend den Weisungen des Treugebers auszuÃ¼ben. Das
TreuhandverhÃ¤ltnis endet ua durch KÃ¼ndigung des Treugebers oder der
TreuhÃ¤nderin, die jederzeit ohne Einhaltung einer Frist mÃ¶glich ist. In allen
FÃ¤llen der Beendigung des TreuhandverhÃ¤ltnisses oder auf jederzeitiges
Verlangen des Treugebers ist die TreuhÃ¤nderin verpflichtet, den GeschÃ¤ftsanteil
auf den Treugeber oder eine von diesem bezeichnete Person zu Ã¼bertragen.
Zudem hat die TreuhÃ¤nderin den Treugeber unwiderruflich bevollmÃ¤chtigt, ua
das Stimmrecht fÃ¼r sie auszuÃ¼ben und Ã¼ber den GeschÃ¤ftsanteil in jeder
Weise frei zu verfÃ¼gen.

5

Das LSG Berlin-Brandenburg hat auf die Berufung der Beklagten das Urteil des SG
abgeÃ¤ndert und die Klage abgewiesen, soweit die Zeit vom 1.5.2011 bis zum
11.9.2017 betroffen ist. Im Ã�brigen hat es die Berufung zurÃ¼ckgewiesen. Zur
BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger sei zunÃ¤chst mangels
Kapitalbeteiligung nicht stimmberechtigt gewesen. Die VertrÃ¤ge vom 28.4.2011
und 1.10.2012 hÃ¤tten das in Â§ 37 GmbHG geregelte Weisungsrecht der
Gesellschafterversammlung nicht entfallen lassen. Eine von dieser Vorschrift
abweichende formwirksame Regelung sei nicht getroffen worden. Ein bloÃ�
schuldrechtlich auÃ�erhalb des Gesellschaftsvertrags im
GeschÃ¤ftsfÃ¼hreranstellungsvertrag eingerÃ¤umtes Veto-Recht reiche fÃ¼r eine
sozialversicherungsrechtlich erhebliche Verschiebung der MachtverhÃ¤ltnisse nicht
aus. Die Treuhandabrede von 2005 sei beurkundungsbedÃ¼rftig gewesen. Die
maÃ�gebende Sachlage habe sich aber mit Abschluss des notariell beurkundeten
Treuhandvertrags vom 11.9.2017 geÃ¤ndert. Die Alleingesellschafterin habe
danach ihre Gesellschafterrechte fÃ¼r und in Absprache mit dem KlÃ¤ger
ausÃ¼ben mÃ¼ssen. Dadurch habe der KlÃ¤ger einen wesentlichen Einfluss auf die
Gesellschafterversammlung gehabt. Nach der Rechtsprechung des BSG sei allein
die rechtlich wirksame treuhÃ¤nderische Bindung in Bezug auf die AusÃ¼bung der
Gesellschafterrechte sozialversicherungsrechtlich erheblich (Urteil vom 8.3.2018).
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6

Der KlÃ¤ger rÃ¼gt mit seiner Revision die Verletzung von Â§ 125 Satz 1 BGB, Â§ 15
Abs 4 GmbHG und Art 103 Abs 1 GG. Der auf einen GmbH-GeschÃ¤ftsanteil
bezogene Treuhandvertrag bedÃ¼rfe nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des BGH
nicht der notariellen Beurkundung, wenn zum Zeitpunkt der Treuhandvereinbarung
der betreffende GeschÃ¤ftsanteil rechtlich noch nicht existiere. Entgegen der
Feststellung des LSG habe er nicht auf eine "mÃ¼ndliche Vereinbarung Ã¼ber die
Treuhand wÃ¤hrend des Abschlusses des Gesellschaftsvertrages" hingewiesen.
Diese Ã¼berraschende Annahme des LSG sei weder zu erwarten gewesen noch und
im Rahmen der mÃ¼ndlichen Verhandlung erkennbar gemacht worden und verletze
daher den Anspruch auf rechtliches GehÃ¶r. Im Ã�brigen wÃ¼rde eine
formunwirksame Vereinbarung durch formwirksamen Vollzug, hier durch notariell
beurkundete BestÃ¤tigung des Treuhandvertrags vom 11.9.2017, rÃ¼ckwirkend
geheilt.

7

Der KlÃ¤ger beantragt, 1. das Urteil des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg
vom 8. MÃ¤rz 2018 abzuÃ¤ndern und die Berufung der Beklagten gegen das Urteil
des Sozialgerichts Berlin vom 24. August 2015 in vollem Umfang zurÃ¼ckzuweisen,
2. die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landessozialgerichts Berlin-
Brandenburg vom 8. MÃ¤rz 2018 zurÃ¼ckzuweisen.

8

Die Beklagte beantragt, 1. das Urteil des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg
vom 8. MÃ¤rz 2018 abzuÃ¤ndern, das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 24.
August 2015 auch im Ã�brigen aufzuheben und die Klage insgesamt abzuweisen, 2.
die Revision des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Landessozialgerichts Berlin-
Brandenburg vom 8. MÃ¤rz 2018 zurÃ¼ckzuweisen.

9

Die Beklagte rÃ¼gt mit ihrer Revision die Verletzung des Â§ 7 Abs 1 SGB IV. Der
notarielle Treuhandvertrag vom 11.9.2017 stehe einer abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigung nicht entgegen. Nur im Gesellschaftsvertrag selbst vereinbarte
Minderheitenrechte kÃ¶nnten fÃ¼r die sozialversicherungsrechtliche Beurteilung
des Gesamtbilds bedeutsam sein. Ungeachtet dessen kÃ¶nne das
TreuhandverhÃ¤ltnis jederzeit ohne Einhaltung einer Frist durch KÃ¼ndigung des
Treugebers oder der TreuhÃ¤nderin beendet werden.

10

Die Beigeladenen stellen keine AntrÃ¤ge.

II
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11

Die Revision des KlÃ¤gers ist nicht begrÃ¼ndet und daher zurÃ¼ckzuweisen, die
Revision der Beklagten hat hingegen Erfolg. Das LSG hat zu Unrecht nicht
insgesamt das Urteil des SG aufgehoben und die Klage abgewiesen. Dabei kann
dahingestellt bleiben, ob die geltend gemachte VerfahrensrÃ¼ge der Verletzung
des Anspruchs auf rechtliches GehÃ¶r zulÃ¤ssig erhoben und begrÃ¼ndet ist. Die
Entscheidung des LSG stellt sich jedenfalls aus anderen GrÃ¼nden als richtig dar
(Â§ 170 Abs 1 Satz 2 SGG). Selbst ausgehend von einer bereits 2005 wirksam
zustande gekommenen Treuhandabrede ist der Bescheid der Beklagten vom
20.2.2012 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 7.12.2012 rechtmÃ¤Ã�ig
und der KlÃ¤ger dadurch nicht in seinen Rechten verletzt. Nach den fÃ¼r die
Statusbeurteilung geltenden MaÃ�stÃ¤ben (dazu 1.) war der KlÃ¤ger als
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer in der Zeit vom 1.5.2011 bis zum 8.3.2018 (Tag der
mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem LSG) BeschÃ¤ftigter der Beigeladenen zu 4.
und damit versicherungspflichtig in der GKV, GRV, sPV sowie nach dem Recht der
ArbeitsfÃ¶rderung (dazu 2.). Dem steht die Treuhandabrede nicht entgegen (dazu
3.). Im Ã�brigen weisen selbst der Arbeits- und GmbH-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrervertrag
maÃ�gebliche Gesichtspunkte einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung auf (dazu 4.).

12

1. Im streitigen Zeitraum unterlagen Personen, die gegen Arbeitsentgelt
beschÃ¤ftigt waren, in der GKV, sPV, GRV und nach dem Recht der
ArbeitsfÃ¶rderung der Versicherungspflicht (Â§ 5 Abs 1 Nr 1 SGB V, Â§ 20 Abs 1
Satz 1 und 2 Nr 1 SGB XI in der Fassung (idF) des Gesetzes zur FÃ¶rderung
ganzjÃ¤hriger BeschÃ¤ftigung vom 24.4.2006 (BGBl I 926), Â§ 1 Satz 1 Nr 1 SGB VI
idF des Gesetzes vom 24.4.2006 aaO, Â§ 25 Abs 1 Satz 1 SGB III). BeschÃ¤ftigung
ist gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs 1 SGB IV die nichtselbststÃ¤ndige Arbeit, insbesondere in
einem ArbeitsverhÃ¤ltnis (Satz 1). Anhaltspunkte fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung sind
eine TÃ¤tigkeit nach Weisungen und eine Eingliederung in die Arbeitsorganisation
des Weisungsgebers (Satz 2). Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG setzt
eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung voraus, dass der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber
persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist. Die hierfÃ¼r vom Senat entwickelten
AbgrenzungsmaÃ�stÃ¤be (vgl zuletzt BSG Urteil vom 4.6.2019 â�� B 12 R 11/18 R
â�� SozR 4-2400 Â§ 7 Nr 42 RdNr 14 f, auch zur VerÃ¶ffentlichung in BSGE
vorgesehen (Honorararzt); BSG Urteil vom 14.3.2018 â�� B 12 KR 13/17 R â�� BSGE
125, 183 = SozR 4-2400 Â§ 7 Nr 35, RdNr 16 f) gelten grundsÃ¤tzlich auch fÃ¼r
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer einer GmbH. Ob bei einem GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer einer GmbH ein
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis vorliegt, richtet sich aber in erster Linie danach, ob er
nach der ihm zukommenden, sich aus dem Gesellschaftsvertrag ergebenden
Rechtsmacht ihm nicht genehme Weisungen verhindern oder BeschlÃ¼sse
beeinflussen kann, die sein AnstellungsverhÃ¤ltnis betreffen (vgl zuletzt BSG Urteil
vom 19.9.2019 â�� B 12 R 25/18 R â�� SozR 4-2400 Â§ 7 Nr 43 RdNr 14, auch zur
VerÃ¶ffentlichung in BSGE vorgesehen).

13
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Bei einem FremdgeschÃ¤ftsfÃ¼hrer scheidet eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit
generell aus. Ist ein GmbH-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer zugleich als Gesellschafter am
Kapital der Gesellschaft beteiligt, sind der Umfang der Kapitalbeteiligung und das
AusmaÃ� des sich daraus fÃ¼r ihn ergebenden Einflusses auf die Gesellschaft ein
wesentliches Merkmal bei der Abgrenzung von abhÃ¤ngiger BeschÃ¤ftigung und
selbststÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit. Ein Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer ist nicht per se
kraft seiner Kapitalbeteiligung selbststÃ¤ndig tÃ¤tig, sondern muss, um nicht als
abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigter angesehen zu werden, Ã¼ber seine
Gesellschafterstellung hinaus die Rechtsmacht besitzen, durch Einflussnahme auf
die Gesellschafterversammlung die Geschicke der Gesellschaft bestimmen zu
kÃ¶nnen. Eine solche Rechtsmacht ist bei einem Gesellschafter gegeben, der mehr
als 50 vH der Anteile am Stammkapital hÃ¤lt. Ein GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer, der nicht
Ã¼ber diese Kapitalbeteiligung verfÃ¼gt und damit als Mehrheitsgesellschafter
ausscheidet, ist grundsÃ¤tzlich abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt. Er ist ausnahmsweise nur
dann als SelbststÃ¤ndiger anzusehen, wenn er exakt 50 vH der Anteile am
Stammkapital hÃ¤lt oder ihm bei einer geringeren Kapitalbeteiligung nach dem
Gesellschaftsvertrag eine umfassende ("echte" oder "qualifizierte"), die gesamte
UnternehmenstÃ¤tigkeit erfassende SperrminoritÃ¤t eingerÃ¤umt ist. Denn der
selbststÃ¤ndig tÃ¤tige Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer muss eine
EinflussmÃ¶glichkeit auf den Inhalt von GesellschafterbeschlÃ¼ssen haben und
zumindest ihm nicht genehme Weisungen der Gesellschafterversammlung
verhindern kÃ¶nnen. DemgegenÃ¼ber ist eine "unechte", auf bestimmte
GegenstÃ¤nde begrenzte SperrminoritÃ¤t nicht geeignet, die erforderliche
Rechtsmacht zu vermitteln (BSG Urteil vom 19.9.2019 â�� B 12 R 25/18 R â�� SozR
4-2400 Â§ 7 Nr 43 RdNr 15 mwN, auch zur VerÃ¶ffentlichung in BSGE vorgesehen;
BSG Urteil vom 14.3.2018 â�� B 12 KR 13/17 R â�� BSGE 125, 183 = SozR 4-2400
Â§ 7 Nr 35, RdNr 21).

14

2. Gemessen daran war der KlÃ¤ger als FremdgeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bei der
Beigeladenen zu 4. abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt. Er besaÃ� keine im Gesellschaftsrecht
wurzelnde Rechtsmacht, die ihn in die Lage versetzte, eine Einflussnahme auf seine
TÃ¤tigkeit, insbesondere durch ihm unangenehme Weisungen, jederzeit zu
verhindern. Vielmehr unterlag er nach Â§ 37 Abs 1 in Verbindung mit Â§ 38 Abs 1
sowie Â§ 46 Nr 5 und 6 GmbHG dem Weisungsrecht der Gesellschafterversammlung
(vgl zum Weisungsrecht Altmeppen in Roth/Altmeppen, GmbHG, 9. Aufl 2019, Â§ 37
RdNr 3; Kleindiek in Lutter/Hommelhoff, GmbH-Gesetz, 19. Aufl 2016, Â§ 37 RdNr 1;
Stephan/Tieves, MÃ¼Ko GmbHG, 3. Aufl 2019, Â§ 37 RdNr 107). Danach ist der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer verpflichtet, Weisungen der Gesellschafterversammlung oder
soweit â�� wie hier â�� eine GmbH nur eine Alleingesellschafterin hat, der
Gesellschafterin zu jeder GeschÃ¤ftsfÃ¼hrungsangelegenheit zu befolgen (BGH
Urteil vom 18.3.2019 â�� AnwZ (Brfg) 22/17 â�� juris RdNr 18). Eine
EinflussmÃ¶glichkeit auf solche Weisungen war dem KlÃ¤ger verwehrt, da er am
Stammkapital der GmbH nicht beteiligt und damit sog FremdgeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der
Beigeladenen zu 4. war. GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer ohne eine Kapitalbeteiligung sind
ausnahmslos abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt (BSG Urteil vom 19.9.2019 â�� B 12 R 25/18
R â�� SozR 4-2400 Â§ 7 Nr 43 RdNr 15 mwN, auch zur VerÃ¶ffentlichung in BSGE
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vorgesehen).

15

Die Weisungsgebundenheit des KlÃ¤gers war weder aufgehoben noch
eingeschrÃ¤nkt. BeschrÃ¤nkungen der Weisungsbefugnis bedÃ¼rfen einer
entsprechenden Satzungsregelung (Altmeppen in Roth/Altmeppen, GmbHG, 9. Aufl
2019, Â§ 37 RdNr 14), an der es hier fehlt. Der Gesellschaftsvertrag enthÃ¤lt keine
Bestimmung, die Einzelweisungen an den GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer durch
Gesellschafterbeschluss untersagt. Ausgehend vom Grundsatz der Nachrangigkeit
des Anstellungsvertrags zum gesellschaftsrechtlichen OrganverhÃ¤ltnis Ã¤ndert der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrervertrag, nach dem der KlÃ¤ger seine
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrertÃ¤tigkeit weisungsunabhÃ¤ngig und frei gestalten kann, an der
Weisungsgebundenheit grundsÃ¤tzlich nichts. Im
GeschÃ¤ftsfÃ¼hreranstellungsvertrag geregelte Weisungsverbote wirken lediglich
schuldrechtlich, begrenzen aber nicht die gesellschafts- und organrechtliche Pflicht
zur Befolgung von Weisungen, es sei denn, die BeschrÃ¤nkung wird zusÃ¤tzlich in
den Gesellschaftsvertrag (Satzung) aufgenommen. Weisungen muss der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer mithin auch dann beachten, wenn ein Widerspruch zum
Anstellungsvertrag besteht (vgl BGH Urteil vom 18.3.2019 â�� AnwZ (Brfg) 22/17
â�� juris RdNr 19; BGH Urteil vom 10.5.2010 â�� II ZR 70/09 â�� GmbHR 2010, 808,
809).

16

Der abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung des KlÃ¤gers als FremdgeschÃ¤ftsfÃ¼hrer steht
auch nicht die frÃ¼here sog "Kopf und Seele"-Rechtsprechung entgegen. Danach
wurde ein FremdgeschÃ¤ftsfÃ¼hrer einer Familiengesellschaft und ausnahmsweise
auch ein Angestellter unterhalb der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerebene, der mit den
Gesellschaftern familiÃ¤r verbunden ist, ausnahmsweise als selbststÃ¤ndig
angesehen, wenn er faktisch wie ein Alleininhaber die GeschÃ¤fte der Gesellschaft
nach eigenem GutdÃ¼nken fÃ¼hren konnte und gefÃ¼hrt hat, ohne dass ihn die
Gesellschafter daran hinderten. Ungeachtet dessen, dass sich insbesondere die
fÃ¼r das Recht der Arbeitslosen- und Unfallversicherung zustÃ¤ndigen Senate des
BSG fÃ¼r das jeweilige Leistungsrecht auf die sog "Kopf und Seele"-Rechtsprechung
gestÃ¼tzt hatten, ist ein Leit- oder Obersatz, nach dem bei familiÃ¤ren Bindungen
regelmÃ¤Ã�ig keine BeschÃ¤ftigung des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers vorgelegen hÃ¤tte,
vom BSG nie gebildet worden. Die MaÃ�geblichkeit des rein faktischen, nicht
rechtlich gebundenen und daher jederzeit Ã¤nderbaren Verhaltens der Beteiligten
ist mit dem Erfordernis der Vorhersehbarkeit sozialversicherungs- und
beitragsrechtlicher TatbestÃ¤nde nicht zu vereinbaren. Eine "SchÃ¶nwetter-
SelbststÃ¤ndigkeit" lediglich in harmonischen Zeiten, wÃ¤hrend im Fall eines
ZerwÃ¼rfnisses die rechtlich bestehende Weisungsgebundenheit zum Tragen
kÃ¤me, ist nicht anzuerkennen (BSG Urteil vom 19.9.2019 â�� B 12 R 25/18 R â��
SozR 4-2400 Â§ 7 Nr 43 RdNr 15, 23 mwN, auch zur VerÃ¶ffentlichung in BSGE
vorgesehen).

17
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3. Ein die abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung ausschlieÃ�ender beherrschender Einfluss
auf die Gesellschaft wurde dem KlÃ¤ger nicht durch den notariellen
Treuhandvertrag vom 11.9.2017 (dazu a) vermittelt. Ob bereits fÃ¼r die Zeit davor
ein entsprechender formwirksamer Treuhandvertrag zustande gekommen war,
kann dahinstehen, da fÃ¼r ihn nichts anderes gelten wÃ¼rde. Ein Treuhandvertrag
ist wegen seiner rein schuldrechtlichen Wirkung fÃ¼r die
sozialversicherungsrechtliche Statusbeurteilung ohne Bedeutung (dazu b). Dieses
Ergebnis setzt nicht auch die fehlende PublizitÃ¤t von Treuhandabreden voraus,
wird dadurch aber untermauert (dazu c). Etwas anderes folgt weder aus der
unwiderruflichen Stimmrechtsvollmacht zugunsten des Treugebers (dazu d) noch
der Pflicht der TreuhÃ¤nderin zur Ã�bertragung ihres GeschÃ¤ftsanteils auf diesen
(dazu e) und auch nicht aus dessen unwiderruflichen BevollmÃ¤chtigung zur
VerfÃ¼gung Ã¼ber den GeschÃ¤ftsanteil (dazu f). SchlieÃ�lich steht eine frÃ¼here
Rechtsprechung des BSG dem hier gefundenen Ergebnis nicht entgegen (dazu g).

18

a) Nach dem notariellen Treuhandvertrag vom 11.9.2017 hÃ¤lt die
Alleingesellschafterin der zu 4. beigeladenen GmbH als TreuhÃ¤nderin ihren
Gesellschaftsanteil treuhÃ¤nderisch fÃ¼r den KlÃ¤ger als Treugeber. Ein
TreuhandverhÃ¤ltnis ist auch hinsichtlich des GeschÃ¤ftsanteils an einer GmbH
zivilrechtlich zulÃ¤ssig (BGH Urteil vom 19.4.1999 â�� II ZR 365/97 â�� BGHZ 141,
208, 210, juris RdNr 17). Es ist dadurch gekennzeichnet, dass der Treugeber dem
TreuhÃ¤nder VermÃ¶gensgegenstÃ¤nde Ã¼bertrÃ¤gt, ihn aber in der AusÃ¼bung
der sich daraus im AuÃ�enverhÃ¤ltnis (des TreuhÃ¤nders zu Dritten) ergebenden
Rechtsmacht im InnenverhÃ¤ltnis (des TreuhÃ¤nders zum Treugeber) nach
MaÃ�gabe der schuldrechtlichen Treuhandvereinbarung beschrÃ¤nkt (BSG Urteil
vom 25.1.2006 â�� B 12 KR 30/04 R â�� GmbHR 2006, 645, 647 f, juris RdNr 25).

19

b) FÃ¼r einen Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer hat der Senat bereits entschieden,
dass die fÃ¼r die Annahme einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit notwendige
Rechtsmacht, die in die Lage versetzt, die Geschicke der Gesellschaft bestimmen
oder zumindest nicht genehme Weisungen der Gesellschafterversammlung
verhindern zu kÃ¶nnen, gesellschaftsrechtlich eingerÃ¤umt sein muss. AuÃ�erhalb
des Gesellschaftsvertrags (Satzung) bestehende wirtschaftliche Verflechtungen,
Stimmbindungsabreden oder Veto-Rechte zwischen einem Gesellschafter-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer sowie anderen Gesellschaftern und/oder der GmbH sind nicht zu
berÃ¼cksichtigen. Sie vermÃ¶gen die sich aus dem Gesellschaftsvertrag
ergebenden RechtsmachtverhÃ¤ltnisse nicht mit sozialversicherungsrechtlicher
Wirkung zu verschieben. UnabhÃ¤ngig von ihrer KÃ¼ndbarkeit genÃ¼gen die das
Stimmverhalten regelnden Vereinbarungen nicht dem Grundsatz der
Vorhersehbarkeit sozialversicherungs- und beitragsrechtlicher TatbestÃ¤nde. Im
Interesse sowohl der Versicherten als auch der VersicherungstrÃ¤ger ist die Frage
der (fehlenden) Versicherungspflicht wegen SelbststÃ¤ndigkeit oder abhÃ¤ngiger
BeschÃ¤ftigung schon zu Beginn der TÃ¤tigkeit zu klÃ¤ren, weil es darauf nicht nur
fÃ¼r die Entrichtung der BeitrÃ¤ge, sondern auch fÃ¼r die Leistungspflichten der
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SozialversicherungstrÃ¤ger und die LeistungsansprÃ¼che des Betroffenen
ankommt (BSG Urteil vom 14.3.2018 â�� B 12 KR 13/17 R â�� BSGE 125, 183 =
SozR 4-2400 Â§ 7 Nr 35, RdNr 22 mwN).

20

Der Treuhandvertrag vom 11.9.2017 entfaltet aber keine gesellschaftsrechtliche,
sondern lediglich eine rein schuldrechtliche Wirkung zwischen den Vertragsparteien
und ist damit bei der sozialversicherungsrechtlichen Beurteilung nicht zu
berÃ¼cksichtigen. Die Alleingesellschafterin ist als TreuhÃ¤nderin Inhaberin aller
mit dem GeschÃ¤ftsanteil verbundenen Rechte und Pflichten. Insbesondere das
Stimmrecht als das wichtigste Verwaltungsrecht steht grundsÃ¤tzlich allein der
TreuhÃ¤nderin als der Inhaberin des GmbH-GeschÃ¤ftsanteils und nicht dem
Treugeber â�� dem KlÃ¤ger â�� zu (vgl Bayer in Lutter/Hommelhoff, GmbH-Gesetz,
19. Aufl 2016, Â§ 14 RdNr 26; Seibt in Scholz, GmbHG, Band 1, 12. Aufl 2018, Â§ 15
RdNr 228; Reichert/Weller in MÃ¼Ko GmbHG, 3. Aufl 2018, Â§ 15 RdNr 226). Die
Vollrechtsstellung der TreuhÃ¤nderin hat zur Folge, dass der Treugeber der
Gesellschaft oder den Gesellschaftern gegenÃ¼ber Gesellschafterrechte nicht aus
eigenem Recht geltend machen kann. Er ist vielmehr stets auf die Wahrnehmung
dieser Rechte durch die TreuhÃ¤nderin angewiesen (vgl Blaurock, Unterbeteiligung
und Treuhand an Gesellschaftsanteilen, 1981, S 124). Die Einwirkungsmacht des
Treugebers auf das Gesellschaftsgeschehen ist demnach lediglich mittelbar und
grÃ¼ndet sich auf das ihm gegenÃ¼ber der TreuhÃ¤nderin zustehende
Weisungsrecht (ArmbrÃ¼ster, GmbHR 2001, 1021, 1022; Reichert/Weller in MÃ¼Ko
GmbHG, 3. Aufl 2018, Â§ 15 RdNr 227). Es umfasst insbesondere Weisungen zur
AusÃ¼bung des Stimmrechts. Ein solches Weisungsrecht sieht Â§ 1 des
Treuhandvertrags vom 11.9.2017 zwischen dem KlÃ¤ger und seiner Ehefrau als
Alleingesellschafterin ausdrÃ¼cklich vor.

21

Auch das Weisungsrecht des Treugebers gegenÃ¼ber der TreuhÃ¤nderin hat indes
lediglich schuldrechtliche Wirkung. Es liegt in der Hand der TreuhÃ¤nderin, ob sie
dessen Weisungen befolgt. Ein weisungswidriges Abstimmungsverhalten in der
Gesellschafterversammlung oder durch die Alleingesellschafterin fÃ¼hrt
grundsÃ¤tzlich nicht zur Unwirksamkeit gefasster BeschlÃ¼sse (vgl KG Berlin Urteil
vom 22.12.2011 â�� 23 U 39/10 â�� ZIP 2014, 1023, 1024; Blaurock,
Unterbeteiligung und Treuhand an Gesellschaftsanteilen, 1981, S 192; Freudenberg,
B+P 2019, 710, 715; Henssler, AcP 196, 37, 79 f; Reichert/Weller in MÃ¼Ko GmbHG,
3. Aufl 2018, Â§ 15 RdNr 227; Schmidt in MÃ¼Ko HGB, 3. Aufl 2012, vor Â§ 230
RdNr 63; Schmidt in Scholz, GmbHG, Band 2, 11. Aufl 2014, Â§ 47 RdNr 53; aA in
FÃ¤llen von Gesetzes- und SittenverstÃ¶Ã�en oder bei evidenter Pflichtverletzung:
ArmbrÃ¼ster, GmbHR 2001, 1021, 1023 mwN zum Meinungsstand; siehe etwa
Tebben, Unterbeteiligung und Treuhand an Gesellschaftsanteilen, 2000, S 202;
Beuthien, ZGR 1974, 26, 64). Die weisungswidrige Stimmabgabe fÃ¼hrt lediglich zu
einer Schadensersatzpflicht der TreuhÃ¤nderin im InnenverhÃ¤ltnis zum Treugeber.
Die schuldrechtliche Treuhandvereinbarung hindert die TreuhÃ¤nderin selbst nicht
daran, wirksam Ã¼ber das Treugut zu verfÃ¼gen und damit Rechte des Treugebers
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zu vereiteln (vgl BGH Urteil vom 10.2.2011 â�� IX ZR 49/10 â�� BGHZ 188, 317,
juris RdNr 16).

22

Im Ã�brigen kÃ¶nnte der KlÃ¤ger einen Gesellschafterbeschluss auch nicht
anfechten. Bei treuhÃ¤nderischer Anteilsberechtigung steht das Recht zur
Anfechtung von GesellschafterbeschlÃ¼ssen dem TreuhÃ¤nder und nicht dem
Treugeber zu, weil sich die Anfechtungsberechtigung als eine fÃ¶rmliche
Voraussetzung der Vernichtung von GesellschafterbeschlÃ¼ssen nicht nach den
wirtschaftlichen, sondern allein den rechtlichen VerhÃ¤ltnissen beurteilt (BGH Urteil
vom 1.3.1962 â�� II ZR 252/59 â�� juris RdNr 22 im Fall einer Abberufung des
Treugeber-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers durch die TreuhÃ¤nder sÃ¤mtlicher GmbH-Anteile;
BGH Urteil vom 25.4.1966 â�� II ZR 80/65 â�� NJW 1966, 1459 = WM 1966, 614;
Schmidt in Scholz, GmbHG, Band 2, 11. Aufl 2014, Â§ 45 RdNr 117). Eine
Anfechtungsbefugnis ist dem Treugeber mit dem Gesellschaftsvertrag der
Beigeladenen zu 4. nicht eingerÃ¤umt worden (vgl zu dieser MÃ¶glichkeit Bayer in
Lutter/Hommelhoff, GmbH-Gesetz, 19. Aufl 2016, Anhang zu Â§ 47 RdNr 76 mwN).

23

c) Die AuÃ�erachtlassung schuldrechtlicher Treuhandvereinbarungen bei der
sozialversicherungsrechtlichen Statusbeurteilung wird durch die fehlende
PublizitÃ¤t von Treuhandabreden zwar nicht bedingt, aber doch bestÃ¤tigt.

24

TreuhandvertrÃ¤ge werden â�� anders als der Gesellschaftsvertrag und dessen
spÃ¤tere Ã�nderungen (Â§ 8 Abs 1 Nr 1, 54 Abs 1 Satz 1 GmbHG) â�� nicht in das
Handelsregister eingetragen (vgl OLG Hamm Beschluss vom 5.2.1963 â�� 15 W
395/62 â�� NJW 1963, 1554, 1555; Blaurock, Unterbeteiligung und Treuhand an
Gesellschaftsanteilen, S 124, 159 f zur mangelnden EintragungsfÃ¤higkeit der
Treuhandstellung) und sind damit von der nach Â§ 9 Abs 1 Satz 1
Handelsgesetzbuch jedem zu Informationszwecken eingerÃ¤umten Einsichtnahme
in das Handelsregister sowie in die zum Handelsregister eingereichten Dokumente
ausgeschlossen. Folglich bieten sie keine Rechtssicherheit fÃ¼r den Rechtsverkehr
im AuÃ�enverhÃ¤ltnis der Gesellschaft (vgl Lau, NZS 2019, 452, 454 mit Verweis
auf BSG Urteil vom 11.11.2015 â�� B 12 KR 10/14 R â�� SozR 4-2400 Â§ 7 Nr 28).

25

Dieser Rechtssicherheit dient hingegen die durch das Gesetz zur Modernisierung
des GmbH-Rechts und zur BekÃ¤mpfung von MissbrÃ¤uchen vom 23.10.2008 (BGBl
I 2026) mit Wirkung zum 1.11.2008 eingefÃ¼hrte Vorschrift des Â§ 16 Abs 1 Satz 1
GmbHG. Danach gilt â�� unabhÃ¤ngig von der materiellen Rechtslage â�� im
VerhÃ¤ltnis zur Gesellschaft im Fall einer VerÃ¤nderung in den Personen der
Gesellschafter oder des Umfangs ihrer Beteiligung als Inhaber eines
GeschÃ¤ftsanteils nur, wer als solcher in der im Handelsregister aufgenommenen
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Gesellschafterliste (Â§ 40 GmbHG) eingetragen ist. Diese von GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern
oder Notaren zu unterschreibende Liste ist unverzÃ¼glich nach Wirksamwerden
jeder VerÃ¤nderung in den Personen der Gesellschafter oder des Umfangs ihrer
Beteiligung zum Handelsregister einzureichen, aus welcher Name, Vorname,
Geburtsdatum und Wohnort derselben sowie die NennbetrÃ¤ge und die laufenden
Nummern der von einem jeden derselben Ã¼bernommenen GeschÃ¤ftsanteile
sowie die durch den jeweiligen Nennbetrag eines GeschÃ¤ftsanteils vermittelte
jeweilige prozentuale Beteiligung am Stammkapital zu entnehmen sind.

26

Die Fiktion der Gesellschafterstellung in Â§ 16 Abs 1 Satz 1 GmbHG schafft eine
klare ZÃ¤sur, nach der sich die Rechte und Pflichten zwischen einer GmbH
einerseits und dem VerÃ¤uÃ�erer sowie Erwerber des Gesellschaftsanteils
andererseits bestimmen. Durch sie werden sowohl die Gesellschaft selbst vor einer
Unsicherheit Ã¼ber die Person eines neuen Gesellschafters als auch die
Gesellschafter geschÃ¼tzt (vgl Heidinger in MÃ¼Ko GmbHG, 3. Aufl 2018, Â§ 16
RdNr 13). Nur in einer in das Handelsregister aufgenommenen Gesellschafterliste
Eingetragene kÃ¶nnen Gesellschafterrechte wahrnehmen und haften fÃ¼r fÃ¤llige
Gesellschafterpflichten (Seibt in Scholz, GmbHG, Band 1, 12. Aufl 2018, Â§ 16 RdNr
8 f auch zum Folgenden). Deren Rechtshandlungen muss ein zwar materiell
berechtigter aber noch nicht eingetragener Gesellschafter gegen sich gelten lassen.
Durch die zum Handelsregister eingereichte und dort fÃ¼r jedermann verfÃ¼gbare
Gesellschafterliste soll der Gesellschafterbestand fÃ¼r alle an der
UnternehmenstÃ¤tigkeit der GmbH Beteiligten sowie die Ã�ffentlichkeit
transparenter werden (Seibt in Scholz, GmbHG, Band 2, 11. Aufl 2014, Â§ 40 RdNr
3). In die Gesellschafterliste eingetragen werden aber lediglich die Gesellschafter,
wÃ¤hrend eine mittelbare Einflussnahme auf die Gesellschaft insbesondere durch
ein TreuhandverhÃ¤ltnis wegen des Gebots der Registerklarheit nicht offengelegt
werden kann (BGH Beschluss vom 24.2.2015 â�� II ZB 17/14 â�� GmbHR 2015, 526
, 529; Reichert/Weller in MÃ¼Ko GmbHG, 3. Aufl 2018, Â§ 15 RdNr 205; Damm,
BWNotZ 2017, 2, 7).

27

Die mit der PublizitÃ¤t des Handelsregister einhergehende â�� die Rechtsmacht
allerdings nicht begrÃ¼ndende â�� Transparenz und Rechtssicherheit wird nicht
durch das nach Â§ 18 des Gesetzes Ã¼ber das AufspÃ¼ren von Gewinnen aus
schweren Straftaten (GeldwÃ¤schegesetz â�� GWG) vom 23.6.2017 (BGBl I 1822)
eingerichtete Transparenzregister vermittelt. UnabhÃ¤ngig davon, ob im
Transparenzregister Ã¼berhaupt Treuhandstrukturen einer GmbH offenzulegen sind
(so wohl BT-Drucks 18/11555, S 129 zu Â§ 20 Abs 2; zum Streitstand in der
zivilrechtlichen Literatur vgl Bochmann, DB 2017, 1310, 1316; Rieg, BB 2017, 2310,
2319; Kotzenberg/Lorenz, NJW 2017, 2433), ist dieses allerdings â�� anders als das
Handelsregister â�� kein Ã¶ffentliches Register. Die Einsichtnahme ist nach Â§ 23
Abs 1 Satz 1 GwG in der vom 27.12.2017 (Â§ 59 Abs 3 GWG) bis zum 31.12.2019
geltenden Fassung lediglich bestimmten BehÃ¶rden (Nr 1) und "Verpflichteten" (Nr
2) sowie jedem gestattet, der ein berechtigtes Interesse darlegt (Nr 3). Ein
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berechtigtes Interesse besteht insbesondere dann, wenn ein Bezug zur
Verhinderung und BekÃ¤mpfung von GeldwÃ¤sche oder damit
zusammenhÃ¤ngenden Vortaten wie Korruption und Terrorismusfinanzierung
nachvollziehbar vorgebracht wird (BT-Drucks 18/11555, S 133 zu Â§ 23 Abs 1).
Allgemeine Publikationswirkung kommt dem Transparenzregister damit gerade
nicht zu.

28

d) Die im Treuhandvertrag geregelte unwiderrufliche Stimmrechtsvollmacht
zugunsten des KlÃ¤gers fÃ¼hrt zu keinem anderen Ergebnis.

29

Die Erteilung einer Stimmrechtsvollmacht ist â�� auÃ�erhalb von
Treuhandkonstellationen â�� nach der Rechtsprechung des BGH der â��
grundsÃ¤tzlich unwirksamen â�� Abtretung des Stimmrechts dann gleichzusetzen,
wenn sie unwiderruflich sein soll und auÃ�erdem mit einem Stimmrechtsverzicht
des Gesellschafters verbunden ist (BGH Urteil vom 11.10.1976 â�� II ZR 119/75 â�� 
DB 1976, 2295, 2297 mwN). Das Stimmrecht ist als wesentliches Element der
gesellschaftsrechtlichen Mitgliedschaft an den die Gesellschafterstellung
prÃ¤genden GeschÃ¤ftsanteil gebunden. Es gilt insoweit das sog
Abspaltungsverbot, nach dem das Stimmrecht des Gesellschafters nicht ohne den
dazugehÃ¶renden GeschÃ¤ftsanteil Ã¼bertragen werden kann (BSG Urteil vom
11.11.2015 â�� B 12 R 2/14 R â�� SozR 4-2400 Â§ 7 Nr 27 RdNr 31 mwN; zu davon
abweichenden Mindermeinungen in SonderfÃ¤llen vgl RÃ¶mermann in
Michalski/Heidinger/Leible/J. Schmidt, GmbHG, 3. Aufl 2017, Â§ 47 RdNr 48). Daraus
folgt aber nicht die Unwirksamkeit der hier zu beurteilenden Stimmrechtsvollmacht
innerhalb eines TreuhandverhÃ¤ltnisses. Denn ebenso wie eine Umdeutung (Â§ 140
BGB) der unwiderruflichen in eine widerrufliche Stimmrechtsvollmacht zulÃ¤ssig ist,
soweit der Gesellschaftsvertrag nicht entgegensteht (BGH Urteil vom 14.5.1956 â��
II ZR 229/54 â�� BGHZ 20, 363, 370; BGH Urteil vom 4.12.1967 â�� II ZR 91/65 â�� 
NJW 1968, 396, 397; OLG Koblenz Urteil vom 16.1.1992 â�� 6 U 963/91 â�� ZIP
1992, 844, 846; Drescher in MÃ¼Ko GmbHG, 3. Aufl 2019, Â§ 47 RdNr 76; Wicke,
GmbHG, 3. Aufl 2016, Â§ 47 RdNr 10), ist eine unwiderrufliche
Stimmrechtsvollmacht nicht ausgeschlossen, deren Widerruf nur in Verbindung mit
einer KÃ¼ndigung des GrundverhÃ¤ltnisses (TreuhandverhÃ¤ltnisses) mÃ¶glich ist
(BGH Urteil vom 11.10.1976 â�� II ZR 119/75 â�� DB 1976, 2295, 2297).

30

Auch eine unwiderrufliche, dh nur unter gleichzeitiger KÃ¼ndigung des
GrundverhÃ¤ltnisses widerrufliche Stimmrechtsvollmacht wirkt aber nur
schuldrechtlich und hindert den Vollmachtgeber als Gesellschafter nicht an einer
eigenen Stimmabgabe unter VerdrÃ¤ngung seines bevollmÃ¤chtigten Vertreters
(vgl Bayer in Lutter/Hommelhoff, GmbH-Gesetz, 19. Aufl 2016, Â§ 47 RdNr 28). Bei
widersprechender Stimmabgabe von Vertreter und Gesellschafter in der
Gesellschafterversammlung ist die Stimme des Gesellschafters maÃ�gebend
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(RÃ¶mermann in Michalski/Heidinger/Leible/J. Schmidt, GmbHG, 3. Aufl 2017, Â§ 47
RdNr 437; ZÃ¶llner/Noack in Baumbach/Hueck, GmbHG, 21. Aufl 2017, Â§ 47 RdNr
50). DarÃ¼ber hinaus besteht stets die MÃ¶glichkeit, die Stimmrechtsvollmacht aus
wichtigem Grund zu widerrufen, sodass sich auch hierdurch die Unwiderruflichkeit
relativiert (vgl ArmbrÃ¼ster, GmbHR 2001, 1021, 1024; Bayer in
Lutter/Hommelhoff, GmbH-Gesetz, 19. Aufl 2016, Â§ 47 RdNr 28; Reichert/Weller,
MÃ¼Ko GmbHG, 3. Aufl 2018, Â§ 15 RdNr 234, Schmidt in Scholz, GmbHG, Band 2,
11. Aufl 2014, Â§ 47 RdNr 83; Beuthien, ZGR 1974, 26, 82). Dass es zu einem
Widerruf der Stimmrechtsvollmacht (unter gleichzeitiger KÃ¼ndigung des
Treuhandvertrags) oder einer konkurrierenden StimmrechtsausÃ¼bung in der
streitigen Zeit tatsÃ¤chlich nicht gekommen ist, ist ohne Bedeutung (vgl BSG Urteil
vom 11.11.2015 â�� B 12 R 2/14 R â�� SozR 4-2400 Â§ 7 Nr 27 RdNr 39).

31

e) Die einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung entgegenstehende Rechtsmacht des
KlÃ¤gers auf das Gesellschaftsgeschehen ergibt sich auch nicht daraus, dass die
TreuhÃ¤nderin im Falle der Beendigung des TreuhandverhÃ¤ltnisses oder auf
jederzeitiges Verlangen des KlÃ¤gers verpflichtet war, den GeschÃ¤ftsanteil auf
diesen oder eine von ihm bezeichnete Person mit allen Rechten bedingungslos und
ohne EntschÃ¤digung zu Ã¼bertragen. FÃ¼r die Statusbestimmung ist
ausschlieÃ�lich die im zu beurteilenden Zeitraum tatsÃ¤chlich verteilte, nicht aber
eine nur nach weiteren Rechtshandlungen denkbare Rechtsmacht maÃ�gebend (vgl
BSG Urteil vom 14.3.2018 â�� B 12 KR 13/17 R â�� BSGE 125, 183 = SozR 4-2400
Â§ 7 Nr 35, RdNr 23). DarÃ¼ber hinaus wÃ¼rde bei einer Ã�bertragung des
GeschÃ¤ftsanteils der Treugeber erst ab dem Tag der Aufnahme der geÃ¤nderten
Gesellschafterliste in das Handelsregister als Gesellschafter und damit als in der
Gesellschafterversammlung stimmberechtigt gelten. Bis zu diesem Zeitpunkt ist die
TreuhÃ¤nderin als Gesellschafterin anzusehen, der im InnenverhÃ¤ltnis der
Gesellschaft alle Gesellschaftsrechte, insbesondere auch das Stimmrecht, zustehen
(vgl oben unter 3. c).

32

f) Die auÃ�erdem im Treuhandvertrag eingerÃ¤umte unwiderrufliche Vollmacht
zugunsten des KlÃ¤gers, Ã¼ber den GeschÃ¤ftsanteil frei zu verfÃ¼gen, fÃ¼hrt
ebenfalls zu keiner anderen rechtlichen Bewertung. Durch eine solche VerfÃ¼gung
wÃ¼rde die TreuhÃ¤nderin zwar ihren GeschÃ¤ftsanteil und damit ihre
Gesellschafterrechte verlieren. Eine Rechtsmacht, die in die Lage versetzt, auf die
Geschicke der Gesellschaft Einfluss zu nehmen und unangenehme Weisungen an
sich selbst zu verhindern, wÃ¤re damit fÃ¼r den KlÃ¤ger als Treugeber aber nicht
verbunden. Selbst wenn der vom Verbot des Selbstkontrahierens (Â§ 181 BGB)
befreite KlÃ¤ger den GeschÃ¤ftsanteil an sich selbst verÃ¤uÃ�ern wÃ¼rde, kÃ¶nnte
er nicht vor dem Tag der Aufnahme der geÃ¤nderten Gesellschafterliste in das
Handelsregister seine Gesellschafterrechte wahrnehmen (vgl oben unter 3. c und
e).

33
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g) Mit der vorliegenden Entscheidung setzt sich der Senat nicht in Widerspruch zu
seiner eigenen oder zur Rechtsprechung anderer Senate des BSG.

34

Mit Urteil vom 8.12.1994 (11 RAr 49/94 â�� SozR 3-4100 Â§ 168 Nr 18) hat der 11.
Senat des BSG zur Frage einer die Beitragspflicht begrÃ¼ndenden BeschÃ¤ftigung
eines geschÃ¤ftsfÃ¼hrenden TreuhÃ¤nders nach Â§ 168 Abs 1 Satz 1
ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz (AFG) entschieden, dass dessen Stellung als
Alleingesellschafter eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung zwar nicht ausschlieÃ�e, wenn
neben der schuldrechtlichen Weisungsgebundenheit und einer fÃ¼r den Fall der
Beendigung des Treuhandvertrags vorweggenommenen dinglichen Ã�bertragung
der GeschÃ¤fts- und Gesellschaftsanteile eine unwiderrufliche
Stimmrechtsvollmacht zugunsten des Treugebers bestehe. Dieser Entscheidung hat
sich der 10. Senat des BSG mit Urteil vom 30.1.1997 (10 RAr 6/95 â�� SozR 3-4100
Â§ 141b Nr 17) zum Begriff des Arbeitnehmers im Sinne des Â§ 141b Abs 1 AFG
angeschlossen. Beide Entscheidungen gehen aber nicht zwangslÃ¤ufig von einer
abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung des TreuhÃ¤nders aus. Die Verfahren wurden
vielmehr zur AufklÃ¤rung einer persÃ¶nlichen AbhÃ¤ngigkeit jeweils an das LSG
zurÃ¼ckverwiesen.

35

Abgesehen davon ist der BeschÃ¤ftigungsbegriff seit jeher kontextabhÃ¤ngig und
bereichsspezifisch ausgelegt worden (so ausdrÃ¼cklich BSG Urteil vom 29.7.2015
â�� B 12 KR 23/13 R â�� BSGE 119, 216 = SozR 4-2400 Â§ 7 Nr 24, RdNr 32; vgl
bereits BSG GS Beschluss vom 11.12.1973 â�� GS 1/73 â�� BSGE 37, 10 = SozR Nr
62 zu Â§ 1259 RVO, juris RdNr 21 ff zum Begriff des "versicherungspflichtigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses"). Insbesondere fÃ¼r das LeistungsverhÃ¤ltnis in
der Arbeitslosenversicherung findet ein besonderer leistungsrechtlicher Begriff der
BeschÃ¤ftigung Verwendung (vgl Â§ 1 Abs 3 SGB IV und BSG Urteil vom 28.9.1993
â�� 11 RAr 69/92 â�� BSGE 73, 126, 127 ff = SozR 3-4100 Â§ 101 Nr 5 S 13 f mwN;
aus Sicht des Versicherungs- und Beitragsrechts vgl BSG Urteil vom 4.6.2009 â�� B
12 KR 31/07 R â�� SozR 4-2400 Â§ 7a Nr 3 RdNr 11; BSG Urteil vom 4.6.2009 â�� B
12 R 6/08 R â�� USK 2009-72, juris RdNr 15). Einer Anfrage nach Â§ 41 Abs 3 SGG
bei einem anderen Senat bedurfte es daher nicht (vgl BSG Urteil vom 29.7.2015 â��
B 12 KR 23/13 R â�� BSGE 119, 216 = SozR 4-2400 Â§ 7 Nr 24, RdNr 32).

36

In seinem Urteil vom 25.1.2006 (B 12 KR 30/04 R, juris) hat sich der Senat lediglich
im Rahmen eines Obiter dictum zu den mÃ¶glichen Auswirkungen einer rechtlich
wirksamen treuhÃ¤nderischen Bindung geÃ¤uÃ�ert. Der Senat hat die beurteilte
Treuhandvereinbarung als unwirksam angesehen.

37

4. Ungeachtet der vorstehenden ErwÃ¤gungen enthalten der zwischen dem KlÃ¤ger
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und der Beigeladenen zu 4. abgeschlossene "Arbeitsvertrag" sowie der "GmbH-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrervertrag" typische Regelungen einer abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigung. Der KlÃ¤ger war nach dem ausdrÃ¼cklich als "Arbeitsvertrag"
bezeichneten Vertrag vom 28.4.2011 zu einem monatlichen Bruttolohn von 2500
Euro bei wÃ¶chentlich 40 Stunden "eingestellt" worden. Nach dem "GmbH-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrervertrag" vom 1.10.2012 ist ua ein bezahlter Jahresurlaub von 30
Tagen und eine Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall fÃ¼r die Dauer von sechs
Monaten vorgesehen. Dass der KlÃ¤ger als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer zur Alleinvertretung
berechtigt und von den BeschrÃ¤nkungen des Â§ 181 BGB befreit war, schlieÃ�t ein
arbeitnehmertypisches VertragsverhÃ¤ltnis nicht aus. Allein weitreichende
Entscheidungsbefugnisse bedingen nicht schon eine SelbststÃ¤ndigkeit (BSG Urteil
vom 19.9.2019 â�� B 12 R 25/18 R â�� SozR 4-2400 Â§ 7 Nr 43 RdNr 17, auch zur
VerÃ¶ffentlichung in BSGE vorgesehen; BSG Urteil vom 11.11.2015 â�� B 12 R 2/14
â�� SozR 4-2400 Â§ 7 Nr 27 RdNr 24).

38

5. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs 1 Satz 1, Abs 4 SGG.

Erstellt am: 02.07.2020

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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